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Die PrÅfung zum Fortbildungsabschluss „GeprÅfter Bilanzbuchhalter und GeprÅfte Bilanzbuchhalterin“ wird seit 1927
durchgefÅhrt und gehÇrt zu den kaufm!nnischen FortbildungsprÅfungen mit der l!ngsten Tradition. Gemessen an der Zahl
der j!hrlichen PrÅfungsteilnehmer z!hlt diese PrÅfung zudem seit Jahren zu den wichtigsten, jedoch auch zu den anspruchs-
vollsten kaufm!nnischen WeiterbildungsabschlÅssen mit regelm!ßigen Durchfallquoten von bis zu 50 %.

Am 1. 1. 2016 ist eine neue Verordnung Åber die PrÅfung zum anerkannten Fortbildungsabschluss „GeprÅfter Bilanzbuchhal-
ter und GeprÅfte Bilanzbuchhalterin“ in Kraft getreten, die umfangreiche #nderungen fÅr die kommenden PrÅfungen mit
sich bringt und noch st!rker als bisher die beruflichen Handlungsf!higkeiten in den Mittelpunkt stellt.

So ist die BilanzbuchhalterprÅfung kÅnftig in sieben Handlungsbereiche gegliedert, die nur teilweise den bisherigen entspre-
chen. Neu hinzugekommen sind die Handlungsbereiche „Ein internes Kontrollsystem sicherstellen“ und „Kommunikation,
FÅhrung und Zusammenarbeit mit internen und externen Partnern sicherstellen“. DarÅber hinaus sieht die neue PrÅfungs-
verordnung nur noch drei Klausuren mit einem Umfang von je 240 Minuten vor, wobei nicht mehr jeder Handlungsbereich
in einer eigenen Klausur geprÅft wird. Die mÅndliche PrÅfung wird auf Grundlage einer betrieblichen Situationsbeschrei-
bung durchgefÅhrt und besteht aus einer Pr!sentation und einem anschließenden Fachgespr!ch.

Der vorliegende Titel der „5 vor“-Reihe besch!ftigt sich mit dem Handlungsbereich „Gesch!ftsvorf!lle erfassen und nach
Rechnungslegungsvorschriften zu AbschlÅssen fÅhren“ und orientiert sich vollst!ndig an den Bestandteilen und der Glie-
derung des offiziellen Rahmenplans der neuen PrÅfungsverordnung vom 26. 10. 2015. Der PrÅfungsteilnehmer oder die PrÅ-
fungsteilnehmerin soll dementsprechend nachweisen, dass er oder sie in der Lage ist, nach deutschem Recht eine ordnungs-
gem!ße BuchfÅhrung durchzufÅhren, den Jahresabschluss zu erstellen und die wesentlichen Regelungen des internationa-
len Bilanzrechts nach den International Financial Reporting Standards darzustellen.*

„5 vor Gesch!ftsvorf!lle erfassen und zu AbschlÅssen fÅhren“ ist kein typisches Lehrbuch. Da ich selbst gegenw!rtig als Do-
zent in diversen Vorbereitungskursen zur BilanzbuchhalterprÅfung t!tig bin, gehe ich davon aus, dass in den von Ihnen be-
suchten Kursen das benÇtigte Wissen bereits eingehend vermittelt wurde. Dieses Buch ist vielmehr als eine Art letzte Wis-
senskontrolle zu sehen. Die PrÅfungsteilnehmer sollen ihren Wissensstand kurz vor der PrÅfung noch einmal kontrollieren
und ggf. erkannte WissenslÅcken innerhalb kÅrzester Zeit erfolgreich schließen bzw. bereits Erlerntes schnell noch einmal
auffrischen. Die prÅfungsrelevanten Themen werden deshalb in kompakter und pr!gnanter Form dargestellt; zahlreiche Ab-
bildungen, Beispiele und Kontrollfragen sowie ein Kapitel mit "bungsaufgaben unterstÅtzen zus!tzlich das Verst!ndnis.

So kÇnnen Sie ganz entspannt und sicher in die PrÅfung gehen!

FÅr angehende Steuerfachwirte und -berater sowie fÅr Studierende an Universit!ten und Fachhochschulen ist dieser Titel
ebenfalls !ußerst empfehlenswert.

Gedankt sei zum Schluss meiner Kollegin Frau Daniela Naumann, deren engagierter Einsatz auch diese Neuerscheinung
mÇglich gemacht hat. Außerdem mÇchte ich mich an dieser Stelle beim NWB Verlag, insbesondere bei Frau Vera Heise, fÅr
die gute Zusammenarbeit bedanken.

Nun wÅnsche ich allen angehenden Bilanzbuchhaltern viel Erfolg fÅr die bevorstehenden PrÅfungen!

MÅnchen, im November 2017 Martin Weber

* § 7 Abs. 1 BibuchhFPrV.
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I. Gesch!ftsvorf!lle vollst!ndig, richtig, zeitgerecht
und geordnet nach nationalen handels- und
steuerrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften
erfassen und daraus Buchungen arbeiten

1. BuchfÅhrungspflicht

1.1 Nach dem Handelsrecht

TTzz.. 11

Nach § 238 HGB ist jeder Kaufmann verpflichtet, BÅcher zu fÅhren und zu Beginn eines jeden
Gesch!ftsjahres ein Inventar (§ 240 HGB) und eine Bilanz (§ 242 HGB) aufzustellen. Diese Ver-
pflichtungen gelten fÅr Kaufleute i. S. der §§ 1 bis 6 HGB. Der „Kannkaufmann“ erlangt diese
Eigenschaft erst durch Eintragung in das Handelsregister. Kaufleute werden nach Handels-
recht wie folgt unterschieden:

"" § 1 HGB: „Istkaufmann“

Hierunter f!llt, wer ein Handelsgewerbe betreibt. Handelsgewerbe ist jeder Gewerbe-
betrieb, es sei denn, dass das Unternehmen nach Art und Umfang einen in kaufm!nnischer
Weise eingerichteten Gesch!ftsbetrieb nicht erfordert (§ 1 Abs. 2 HGB).

"" § 2 HGB: „Kannkaufmann“

Handelt es sich um einen Gewerbebetrieb, der einen in kaufm!nnischer Weise eingerichte-
ten Gesch!ftsbetrieb nicht benÇtigt („Kleingewerbe“), wird der Gewerbetreibende handels-
rechtlich einer Privatperson, also einem Nichtkaufmann, gleichgestellt. Er hat aber die
MÇglichkeit, nach § 2 HGB zu optieren und durch die Handelsregistereintragung vollwerti-
ger Kaufmann zu werden, gleich welcher gewerblichen Branche er angehÇrt. Von der Opti-
on des Kleingewerbetreibenden h!ngt es ab, ob er als Kaufmann mit allen sich aus dem
HGB fÅr Kaufleute ergebenden Rechten und Pflichten oder als Nichtkaufmann behandelt
wird.

"" § 3 HGB: „Kannkaufmann“

Hierunter fallen Unternehmer, die einen Betrieb der Land- und Forstwirtschaft (§ 3 Abs. 2
HGB) oder ein Nebengewerbe eines Betriebes der Land- und Forstwirtschaft (§ 3 Abs. 3
HGB) betreiben.

"" § 5 HGB: „Kaufmann durch Eintragung“

Die BuchfÅhrungspflicht entsteht durch die Eintragung in das Handelsregister.

"" § 6 HGB: „Formkaufmann“

Als Formkaufleute werden die Handelsgesellschaften bezeichnet, da sie kraft Rechtsform
die Kaufmannseigenschaft erlangen. Somit sind sie auch stets buchfÅhrungspflichtig. Dies
betrifft:

– Personenhandelsgesellschaften:

– OHG (§ 105 Abs. 1 HGB)

– KG (§ 161 Abs. 1 HGB)

– Handelsgesellschaften in der Rechtsform der Kapitalgesellschaft:

– AG (§ 3 AktG)

– GmbH (§ 13 GmbHG)

– eingetragene Genossenschaften (§ 17 GenG)

TTzz.. 22

Im Rahmen des BilMoG wurden handelsrechtliche Einzelkaufleute von der Pflicht zur BuchfÅh-
rung, der Aufstellung von Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen und der Erstellung
von Inventaren befreit, wenn ihre UmsatzerlÇse und JahresÅberschÅsse bestimmte Schwellen-

1. BuchfÅhrungspflicht
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werte in zwei aufeinander folgenden Gesch!ftsjahren nicht Åberschreiten. Gem!ß § 241a HGB
betragen die Schwellenwerte:

"" UmsatzerlÇse: 600.000A

"" JahresÅberschuss: 60.000A

Da Voraussetzung fÅr die Befreiung ist, dass die Schwellenwerte an zwei aufeinander folgen-
den Abschlussstichtagen nicht Åberschritten werden, entf!llt die Befreiung, sobald eine dieser
Grenzen an nur einem Abschlussstichtag Åberschritten wird. Geschieht dies, ist eine ErÇff-
nungsbilanz aufzustellen und zur BuchfÅhrung Åberzugehen.

Ein Gewerbebetrieb (Einzelunternehmen) weist folgende UmsatzerlÇse und JahresÅberschÅsse auf:

31. 12. 2015 31. 12. 2016 31. 12. 2017

UmsatzerlÇse 400.000A 450.000A 475.000A

JahresÅberschuss 40.000A 45.000A 65.000A

An den Bilanzstichtagen 2015 und 2016 sind die Schwellenwerte nicht Åberschritten. Der Gewerbetrei-
bende kann also die Befreiung nach § 241a HGB in Anspruch nehmen. Am 31. 12. 2017 ist ein Schwellen-
wert jedoch Åberschritten – das Unternehmen wird gem!ß § 238 HGB buchfÅhrungspflichtig. Aufgrund
einer fehlenden "bergangsregelung besteht bereits fÅr 2017 BuchfÅhrungspflicht.

TTzz.. 33

Ein neu gegrÅndetes Unternehmen hat logischerweise keine zwei aufeinander folgenden Jah-
resabschlÅsse. Es kÇnnte somit nicht die Befreiung des § 241a HGB in Anspruch nehmen.
§ 241a Satz 2 HGB und § 242 Abs. 4 Satz 2 HGB federn dieses Problem jedoch durch die Nor-
mierung ab, dass die Befreiung bei NeugrÅndungen schon am ersten Abschlussstichtag ange-
wandt werden darf.

1.2 Nach dem Steuerrecht

TTzz.. 44

FÅr die Besteuerung sehen die §§ 140 und 141 AO zwei MÇglichkeiten der BuchfÅhrungspflicht
vor:

"" § 140 AO: „derivative BuchfÅhrungspflicht“

Hierunter fallen alle Personen, die nach anderen als den Steuergesetzen verpflichtet sind,
BÅcher zu fÅhren und regelm!ßig AbschlÅsse zu machen. § 140 AO gilt aber nicht nur fÅr
die BuchfÅhrungspflicht, sondern bestimmt auch, dass Aufzeichnungen, die nach anderen
als den Steuergesetzen zu fÅhren sind, auch fÅr Besteuerungszwecke gefÅhrt werden mÅs-
sen. Diese sich aus anderen Gesetzen ergebenden BuchfÅhrungs- und Aufzeichnungspflich-
ten gelten somit gleichermaßen als steuerliche Verpflichtung. Hier sind insbesondere fol-
gende Vorschriften von Bedeutung:

– § 238 ff. HGB

– § 259 BGB (Pflicht zur Rechenschaftslegung)

– §§ 91, 270, 286 AktG

– § 41 ff. GmbHG

– § 33 GenG

TTzz.. 55

Es existieren aber auch außerhalb des Handels-, Aktien- oder GmbH-Rechts BuchfÅhrungs-
und Aufzeichnungspflichten, die aufgrund § 140 AO fÅr die Besteuerung Bedeutung entfalten.
Hierzu z!hlen beispielsweise:

I. Gesch!ftsvorf!lle nach nationalen handels- und steuerrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften erfassen
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Berufsgruppe Form der Aufzeichnungen und Rechtsgrundlage

Apotheker Herstellungs- und PrÅfungsbÅcher (Apothekenbetriebsordnung,
Bet!ubungsmittelG)

Bewachungsgewerbe Aufzeichnungen Åber die Bewachungsvertr!ge; AuftragsbÅcher
(Verordnung Åber das Bewachungsgewerbe)

Buchmacher Durchschriften der Wettscheine oder WettbÅcher, Aufstellungen und
Abrechnungen mit den Buchmachergehilfen und Gesch!ftsbÅcher
(RennwLottG)

Detektive AuftragsbÅcher (GewO)

Fahrschulen Aufzeichnungen Åber die Ausbildung eines jeden FahrschÅlers sowie
das erhobene Entgelt (Fahrlehrergesetz)

Kraftfahrer Fahrtenschreiber (StVZO)

Pfandleiher Aufzeichnungen Åber Einlagerungen (PfandlV)

Versteigerer Aufzeichnungen Åber Versteigerungsauftr!ge (VerstV)

Waffenh!ndler Waffenhandelsbuch (WaffG)

Wechselstuben Identifikations- und Aufzeichnungspflichten (Geldw!scheG)

TTzz.. 66

"" § 141 AO: „origin!re BuchfÅhrungspflicht“

Gewerbliche Unternehmer sowie Land- und Forstwirte, die nicht bereits nach § 140 AO
buchfÅhrungspflichtig sind, kÇnnen nach § 141 Abs. 1 AO unter bestimmten Voraussetzun-
gen verpflichtet sein, fÅr steuerliche Zwecke BÅcher zu fÅhren. Auf andere Rechtsgebiete
wird hier nicht Bezug genommen.

Die Voraussetzungen dafÅr sind: bei Land- und
Forstwirten

mehr als

bei Gewerbe-
treibenden

mehr als

Ums!tze im Kalenderjahr, einschließlich der steuer-
freien Ums!tze, ausgenommen die Ums!tze nach
§ 4 Nr. 8–10 UStG

600.000A 600.000A

selbstbewirtschaftete land- und forstwirtschaftli-
che Fl!chen mit einem Wirtschaftswert von

25.000A -

Gewinn im Wirtschafts- bzw. Kalenderjahr 60.000A 60.000A

Diese Grenzen beziehen sich stets nur auf einen Betrieb, auch wenn der Steuerpflichtige
mehrere Betriebe der gleichen Einkunftsart unterh!lt (vgl. AEAO Nr. 3 zu § 141 AO). FÅr das
Entstehen der BuchfÅhrungspflicht genÅgt es, wenn eine der genannten Wertgrenzen
Åberschritten wird. § 141 AO findet nur Anwendung, wenn sich nicht bereits eine BuchfÅh-
rungspflicht nach § 140 AO ergibt. Unter § 141 AO fallen gewerbliche Unternehmer sowie
Land- und Forstwirte, nicht jedoch Freiberufler (vgl. AEAO Nr. 1 zu § 141 AO).

TTzz.. 77

Die BuchfÅhrungspflicht beginnt bei:

"" § 1 HGB „Istkaufmann“ mit Beginn der T!tigkeit. Auf die Eintragung im Handelsregister
kommt es nicht an. Diese hat nur deklaratorische Wirkung.

"" § 2 und § 3 HGB „Kannkaufmann“ und § 5 HGB „Kaufmann kraft Eintragung“ mit der Ein-
tragung in das Handelsregister.

"" § 6 HGB „Formkaufmann“ mit GrÅndung der Gesellschaft (= Abschluss des Gesellschafts-
vertrages).

"" § 141 Abs. 1 AO mit Beginn des Wirtschaftsjahres, das auf die Bekanntgabe der Mitteilung
Åber die BuchfÅhrungspflicht folgt (§ 141 Abs. 2 Satz 1 AO). Die Mitteilung der BuchfÅh-

1. BuchfÅhrungspflicht
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rungspflicht durch das Finanzamt ist ein Verwaltungsakt und kann mit dem Rechtsmittel
des Einspruchs nach § 347 AO angefochten werden.

TTzz.. 88
Die BuchfÅhrungspflicht endet bei:

"" allen BuchfÅhrungspflichtigen mit Betriebsaufgabe bzw. Abschluss des Insolvenzverfah-
rens.

"" bei Anwendung des § 141 Abs. 1 AO mit Ablauf des n!chsten Wirtschaftsjahres, das dem
Wirtschaftsjahr folgt, in dem die FinanzbehÇrde feststellt, dass die Voraussetzungen fÅr
die BuchfÅhrungspflicht nicht mehr vorliegen (§ 141 Abs. 2 Satz 2 AO).

TTzz.. 99
Problematik bei erstmaligem "berschreiten der Werte des § 241a HGB:

§ 141 AO weist zwar die gleichen Schwellenwerte wie § 241a HGB auf – sie unterscheiden sich
dennoch in einem entscheidenden Punkt. Die BuchfÅhrungspflicht nach § 141 AO beginnt erst
in dem Wirtschaftsjahr, das auf die Bekanntgabe der Mitteilung folgt, durch die die Finanzbe-
hÇrde auf den Beginn dieser Verpflichtung hingewiesen hat (§ 141 Abs. 2 Satz 1 AO). Diese Auf-
forderung muss aber nun oftmals nicht mehr erfolgen. So wird der Einzelunternehmer in obi-
gem Beispiel (Tz. 2) auch fÅr Zwecke der Besteuerung in 2017 buchfÅhrungspflichtig. Die Ver-
pflichtung ergibt sich unmittelbar aus § 140 AO. Der subsidi!re § 141 AO ist folglich irrelevant.

Dieser einfache Effekt greift jedoch nur bei Beginn der BuchfÅhrungspflicht. Endet die handels-
rechtliche BuchfÅhrungspflicht, da die Schwellenwerte nicht mehr Åberschritten werden, hat
dies keine unmittelbare Folgewirkung fÅr das Steuerrecht. Dort endet die BuchfÅhrungspflicht
nach § 141 Abs. 2 Satz 2 AO erst mit dem Ablauf des Wirtschaftsjahres, das auf das Wirt-
schaftsjahr folgt, in dem die FinanzbehÇrde feststellt, dass die Voraussetzungen fÅr die origi-
n!re BuchfÅhrungspflicht nicht mehr vorliegen.

2. BuchfÅhrung im Unternehmen

2.1 Systematik der Rechnungslegungsvorschriften
TTzz.. 1100
Unter Rechnungslegung versteht man das Aufzeichnen und Dokumentieren der betrieblichen
Vorg!nge insbesondere fÅr externe Zwecke. Die Daten, die fÅr die Rechnungslegung benÇtigt
werden, werden aus dem Rechnungswesen gewonnen und sind die Grundlage fÅr die Handels-
und Steuerbilanz. Diese wiederum sind Basis fÅr die Besteuerung, die AusschÅttungsbemes-
sung, die Finanzberichterstattung und die Jahresabschlussanalyse.

2.1.1 Gesetzliches Normenwerk

2.1.1.1 Handelsrechtliche Normen

TTzz.. 1111
Die handelsrechtlichen Vorschriften zur Rechnungslegung wurden letztmalig durch das Bilanz-
richtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG, Inkrafttreten am 23. 7. 2015) ge!ndert und finden sich
im Dritten Buch des HGB:

"" §§ 238–263 HGB: Vorschriften fÅr alle Kaufleute

"" §§ 264–289a HGB: Erg!nzende Vorschriften fÅr Kapitalgesellschaften und bestimmte Per-
sonenhandelsgesellschaften

"" §§ 290–315a HGB: Vorschriften zum Konzernabschluss und Konzernlagebericht

"" §§ 316–335b HGB: Vorschriften zur PrÅfung, Offenlegung und zu Straf- und Bußgeldern

"" §§ 336–339 HGB: Erg!nzende Vorschriften fÅr eingetragene Genossenschaften

"" §§ 340–340o HGB: Erg!nzende Vorschriften fÅr Kreditinstitute

"" §§ 341–341p HGB: Erg!nzende Vorschriften fÅr Versicherungsunternehmen

"" §§ 342–342e HGB: Vorschriften zu Rechnungslegungsgremium und -beirat sowie zur PrÅf-
stelle fÅr Rechnungslegung

I. Gesch!ftsvorf!lle nach nationalen handels- und steuerrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften erfassen
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TTzz.. 1122
Neben den Vorschriften im Dritten Buch des HGB finden sich fÅr die GmbH und die Unterneh-
mergesellschaft (haftungsbeschr!nkt) im GmbHG, fÅr die AG und die KGaA im AktG und fÅr
die Genossenschaft im GenG Regelungen.

TTzz.. 1133
Die Çffentliche Verwaltung fÅhrt die Rechnungslegung entweder nach den Grunds!tzen der
Kameralistik oder der Doppik durch. Die entsprechenden rechtlichen Grundlagen finden sich
u. a. in den jeweiligen Gemeindeordnungen, im Haushaltsgrunds!tzegesetz, in den Landes-
haushaltsordnungen sowie in der Bundeshaushaltsordnung.

2.1.1.2 Steuerrechtliche Normen

TTzz.. 1144
Die grundlegenden Normen hinsichtlich der FÅhrung von BÅchern und Aufzeichnungen finden
sich in den §§ 140 bis 148 AO. Gem!ß § 140 AO hat jeder, der nach anderen Gesetzen als den
Steuergesetzen BÅcher und Aufzeichnungen zu fÅhren hat, die fÅr die Besteuerung von Bedeu-
tung sind, die Verpflichtungen, die ihm nach anderen Gesetzen obliegen, auch fÅr die Besteue-
rung zu erfÅllen.

Des Weiteren finden sich auch in Einzelsteuergesetzen wie im UStG (z. B. § 14b UStG), im EStG
(z. B. § 5 Abs. 1 S!tze 2 und 3 EStG) oder im AStG (z. B. § 17 AStG) Vorschriften zur Rechnungs-
legung.

2.1.2 Rechnungslegungsstandards
TTzz.. 1155
Die Entwicklung der Rechnungslegungsstandards ist in Deutschland seit einigen Jahren durch
die Konzentration der internationalen Kapitalm!rkte sowie durch die Globalisierung der Wa-
ren- und Dienstleistungsm!rkte beeinflusst. So ist das am 1. 1. 1900 in Kraft getretene HGB
u. a. durch folgende Gesetze ge!ndert worden:

"" Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG, 1998)

"" Kapitalaufnahmeerleichterungsgesetz (KapAEG, 1998)

"" Transparenz- und Publizit!tsgesetz (TransPuG, 2002)

"" Bilanzrechtsreformgesetz (BilReG, 2004)

"" Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG, 2009)

"" Kleinstkapitalgesellschaften-Bilanzrechts!nderungsgesetz (MicroBilG, 2012)

"" Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG, 2015)

TTzz.. 1166
International agierende Konzerne haben aber seit jeher Kritik an der Konzernrechnungslegung
nach deutschem Recht geÅbt. Das Bestreben dieser Konzerne war eine weitestgehende Ann!-
herung, wenn nicht sogar eine unmittelbare Umsetzung des internationalen NormengefÅges
von US-GAAP1 und IAS/IFRS2.

Auf diese BedÅrfnisse hat der Gesetzgeber in einem ersten Schritt durch das KapAEG vom
24. 4. 1998 reagiert. Die Haupt!nderung dieses Gesetzes war die Regelung des § 292a HGB.
Hiernach war es den deutschen Unternehmen unter bestimmten Voraussetzungen gestattet,
auf die Aufstellung eines Konzernabschlusses nach deutschem Recht zu verzichten.

Die Regelung des § 292a HGB war jedoch nur befristet bis zum 31. 12. 2004 anzuwenden. Die
EU-Wirtschaftsminister haben am 6. 6. 2002 eine Verordnung verabschiedet, der zur Folge ab
dem Jahr 2005 alle bÇrsennotierten Unternehmen IAS/IFRS als Pflichtstandard anzuwenden
haben (vgl. § 315a HGB). Bilanzierten die betroffenen Unternehmen bereits nach US-GAAP,
galt eine "bergangsfrist fÅr Gesch!ftsjahre, die vor dem 1. 1. 2007 beginnen (vgl. Art. 57
EGHGB).

2. BuchfÅhrung im Unternehmen
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1 GAAP = Generally Accepted Accounting Principles.

2 IAS = International Accounting Standards; IFRS = International Financial Reporting Standards.
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2.2 GrundzÅge der BuchfÅhrung

TTzz.. 1177

Schon seit Jahrtausenden fÅhren die Kaufleute Aufzeichnungen Åber ihre Gesch!ftst!tigkeit,
da zuverl!ssiges kaufm!nnisches Handeln nur mÇglich ist, wenn der Akteur Åber die finanziel-
le Auswirkung seiner Taten Bescheid weiß. So wurden beispielsweise bereits 3500 v. Chr. bei
den Sumerern Abrechnungen fÅr Lebensmittel auf Tontafeln vorgenommen.

Die doppelte BuchfÅhrung wie wir sie heute kennen kann erstmals fÅr 1340 nachgewiesen
werden. Sowohl in Italien (Genua, Venedig und Florenz) als auch in LÅbeck wurden aus dieser
Zeit HauptbÅcher gefunden, die Einnahmen und Ausgaben nach verschiedenen Kostenarten
aufgliederten. Eine Bilanz im heutigen Sinne wurde wohl erstmals 1511 von den Fuggern er-
stellt.

Die heutige Aufgabe des betrieblichen Rechnungswesens ist es, alle Vorg!nge in einem Betrieb
zu erfassen und auszuwerten. Auf der Grundlage des Zahlenmaterials seines Betriebes – er-
g!nzt um weitere Daten (Ziele, Prognosen, etc.) – kann der Kaufmann so die Wirtschaftlichkeit
seines Unternehmens ÅberprÅfen und fÅr die Zukunft planen. Das betriebliche Rechnungs-
wesen gliedert sich dabei in folgende Teile:

"" BuchfÅhrung

"" Kosten- und Leistungsrechnung

"" Statistik

"" Planung

"" Controlling

TTzz.. 1188

BuchfÅhrung (Finanzbuchhaltung):

In der Finanzbuchhaltung werden die Gesch!ftsvorf!lle des Unternehmens chronologisch ge-
ordnet, planm!ßig und vollst!ndig fÅr jeweils einen bestimmten Zeitraum, das Gesch!ftsjahr,
aufgezeichnet. Die BuchfÅhrung hat somit folgende Aufgaben:

"" Aufzeichnungen aller Ver!nderungen des VermÇgens und der Schulden

"" Darstellung von VermÇgen und Schulden zu einem bestimmten Stichtag

"" Ermittlung des Periodenerfolgs

"" Erfassung der belegm!ßigen Nachweise aller Gesch!ftsvorf!lle

"" Lieferung der Grunddaten fÅr

– die Besteuerung,

– die Kosten- und Leistungsrechnung,

– die Statistik und

– die Planung

TTzz.. 1199

Kosten- und Leistungsrechnung:

Die Kosten- und Leistungsrechnung erfÅllt im Wesentlichen folgende Aufgaben:

"" Dokumentation: Aufzeichnung der Selbstkosten fÅr Zwecke der Preisermittlung oder fÅr
die Ermittlung von Verrechnungspreisen (vgl. § 90 Abs. 3 AO).

"" Ermittlung des Betriebsergebnisses (operatives Ergebnis): GegenÅberstellung der Kosten
und Leistungen, die innerhalb einer Rechnungsperiode (z. B. Quartal) im origin!r betriebli-
chen Bereich angefallen sind.

"" Ermittlung der Selbstkosten (Preiskalkulation): Kalkulation der angestrebten Verkaufsprei-
se anhand der Selbstkosten.

"" Kurzfristige Erfolgsrechnung: GegenÅberstellung der Kosten und Leistungen eines Monats,
um die betriebliche Effizienz kurzfristig ÅberprÅfen zu kÇnnen.

I. Gesch!ftsvorf!lle nach nationalen handels- und steuerrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften erfassen
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"" Bewertung von unfertigen und fertigen Erzeugnissen beim Jahresabschluss: Die Gemein-
kosten kÇnnen meist nur anhand von Aufzeichnungen der KLR, wie beispielsweise von Be-
triebsabrechnungsbÇgen (BAB) ermittelt werden.

"" Kontrolle der Wirtschaftlichkeit: Untersuchung, ob die Leistungen die Kosten decken.

TTzz.. 2200
Der Aufbau der Kostenrechnung umfasst folgende drei Bereiche:

"" Kostenartenrechnung: Die Kostenartenrechnung ist Basis fÅr die Kostenrechnung. Durch
sie werden alle in der zu betrachtenden Periode angefallenen Kosten erfasst und ihrer Art
nach aufgegliedert. Dies geschieht h!ufig durch die Hauptbuchhaltung (z. B. Lohnkosten,
Zinsaufwendungen, Steuern), aber auch durch Nebenbuchhaltungen (z. B. Lagerbuchhal-
tung, Anlagenbuchhaltung).

"" Kostenstellenrechnung: In der Kostenstellenrechnung werden die Kosten aus der Kosten-
artenrechnung, die den Kostentr!gern nicht unmittelbar zugeordnet werden kÇnnen
(sog. Gemeinkosten), als Zuschlagssatz auf die in der Kostenstelle angefallenen Einzelkos-
ten ausgewiesen. Dies wird meist mittels eines Betriebsabrechnungsbogens dargestellt.

"" Kostentr!gerrechnung: In die Kostentr!gerrechnung werden die Einzelkosten aus der Kos-
tenartenrechnung und die Gemeinkosten aus der Kostenstellenrechnung Åbernommen.
Neben den Kosten werden in der Kostentr!gerrechnung die ErlÇse erfasst, die durch die
einzelnen Kostentr!ger erwirtschaftet werden.

TTzz.. 2211
Statistik:

Die Statistik schafft einen innerbetrieblichen Vergleich des aus der Finanzbuchhaltung und
Kosten- und Leistungsrechnung gewonnenen Zahlenmaterials. Der Vergleich kann beispiels-
weise vorgenommen werden als:

"" Zeitvergleich (Vergleich einzelner Zahlen verschiedener Perioden),

"" Verfahrensvergleich (z. B. Vergleich von alternativen Produktionsverfahren),

"" Soll-Ist-Vergleich (Vergleich der vorgegebenen Werte mit den tats!chlichen Werten) und

"" Betriebsvergleich (Vergleich von gleich oder !hnlich strukturierten Betrieben).

Des Weiteren werden oftmals Einkaufs-, Lager- oder Personalstatistiken gefÅhrt.

TTzz.. 2222
Planung:

Im Rahmen der Planungsrechnung werden Kenntnisse aus den anderen Zweigen des betriebli-
chen Rechnungswesens zusammengefasst, um das zukÅnftige betriebliche Geschehen abzu-
bilden. Schwierigkeit hierbei ist die BerÅcksichtigung von Interdependenzen (= gegenseitige
oder wechselseitige Abh!ngigkeiten): Im Rahmen der Planung fÅr das ganze Unternehmen
mÅssen die Wechselwirkungen der einzelnen Teilplanungen so aufeinander abgestimmt wer-
den, dass ein optimales Ergebnis erreicht wird. Bei der Planungsrechnung wird zwischen fol-
genden Bereichen unterschieden:

"" Erfolgswirtschaftlicher Bereich (Kosten- und Ertragsplan)

"" Leistungswirtschaftlicher Bereich (Lager-, Produktions- und Absatzplan)

"" Finanzwirtschaftlicher Bereich (Ausgaben- und Einnahmenplan)

Die Ergebnisse der Planungsrechnung werden teilweise im Lagebericht berÅcksichtigt (vgl.
§ 289 Abs. 2 Nr. 1 HGB).

TTzz.. 2233
Controlling:

Die Aufgaben des Controllings bestehen im Wesentlichen in FÅhrungsstÅtzungsleistungen.
Die entsprechenden strategischen Aufgaben des Controllings setzen sich mit der verbesserten
Erreichung der Ziele der Unternehmung, insbesondere die Bestimmung von Ressourcen und
Kompetenzen sowie der Entwicklung von Potenzialen, auseinander. Zu den taktisch-operati-
ven Aufgaben des Controllings z!hlen die Entwicklung der Wert- und Erfolgsziele in der opera-
tiven Programmplanung sowie die Sicherstellung von Liquidit!tszielen.

2. BuchfÅhrung im Unternehmen
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